
Märkische Allgemeine - Potsdamer Tageszeitung vom 14.12.2015

Seite: 5 Gattung: Tageszeitung

Ressort: POLITIK Auflage: 26.495 (gedruckt) 23.584 (verkauft)
23.965 (verbreitet)

Ausgabe: Hauptausgabe Reichweite: 0,09 (in Mio.)

"Die digitale Arbeitswelt braucht Regeln"
DGB-Chef Reiner Hoffmann will den Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträgen stärker
bekämpfen

MAZ: Herr Hoffmann, Bundesarbeits-
ministerin Andrea Nahles will Leihar-
beit auf 18 Monate begrenzen und die
Bedingungen für Werkverträge ver-
schärfen. Stammt ihr Gesetzentwurf aus
der DGB-Feder?
Reiner Hoffmann: Schön wär's! Der
Entwurf fällt weit hinter unsere Erwar-
tungen zurück. Mit diesem Entwurf wird
der Missbrauch von Leiharbeit und
Werkverträgen nicht verhindert. Wir
fordern gleichen Lohn für gleiche
Arbeit, von Anfang an. Und wir brau-
chen klare Kriterien, was ein Werkver-
trag ist und was nicht. Das bedeutet
Rechtssicherheit für alle.
Vertreter der Wirtschaft behaupten, die
Regulierungsabsichten der SPD gefähr-
deten Jobs. Gibt Ihnen das nicht zu den-
ken?
Hoffmann: Das ist Unfug. Die Wirt-
schaft will rechtliche Grauzonen bewah-
ren, um Missbrauch zu decken. Da
machen wir nicht mit. Die Arbeitswelt
verändert sich rasant, besonders durch
die Digitalisierung. Dafür brauchen wir
neue, klare Regeln. Dienstleistungen
können jederzeit an jedem Ort übers
Internet erbracht werden. Die Bundesre-
gierung muss klären: Wer ist in der

neuen Internet-Ökonomie Arbeitneh-
mer, wer ist Arbeitgeber? In dieser
Plattformökonomie tummeln sich
zunehmend Dienstleistungsanbieter, die
sich weigern, ihre Rolle als Arbeitgeber
anzuerkennen.
Wer sind diese neuen Bösewichte?
Hoffmann: Nehmen Sie Uber, den
Online-Vermittlungsdienst für Fahr-
dienstleistungen, bei dem sich Privat-
leute mit eigenem Auto als Fahrer ver-
dingen. Uber kassiert 20 Prozent ihrer
Einnahmen und schreibt Fahrtarife vor.
Das ist also ein Abhängigkeitsverhält-
nis und damit ein klares Arbeitsverhält-
nis. Die Firma begeht so Steuerbetrug,
denn als Arbeitgeber muss sie Einkom-
mens-, Gewerbe- und Umsatzsteuer
abführen. Sie zahlt auch keine Sozialab-
gaben für ihre Fahrer und missachtet
Regeln zur Personenbeförderung. Auch
Airbnb ist nicht sozial und "teilt". Das
Unternehmen macht riesige Profite mit
der Vermittlung von Übernachtungen in
Privatwohnungen. Und wer rückt zu
deren Reinigung an? Jemand von der
Plattform Helpling.
Die Putzkräfte von Helpling erhalten
10,20 Euro die Stunde - 1,70 Euro mehr
als der Mindestlohn. Was stört Sie

daran?
Hoffmann: Arbeitsmittel, An- und
Abfahrt, Sozialversicherungsbeiträge
und Lohnsteuer zahlt die Putzkraft
selbst. Bleiben 6,20 Euro pro Stunde.
Davon muss sie auch für Krankheitszei-
ten und Rente vorsorgen. Eine schöne
neue Scheinselbstständigkeit ist das, die
uns zur unbegrenzten Ausbeutung der
Arbeitskraft zurückführt. Wir brauchen
dringend neue Spielregeln in der
Arbeitswelt. Sonst entsteht ein digitales
Proletariat.
Hunderttausende Flüchtlinge müssen in
den Arbeitsmarkt finden. Ist da nicht
mehr Flexibilität gefragt?
Hoffmann: Wir erleben das Erstarken
rechter Kräfte. Der Arbeitsmarkt darf
die Spaltung der Gesellschaft nicht noch
befördern. Wer Flüchtlingen den Min-
destlohn verweigert, der legt Brand-
sätze. Der Flüchtlingsstrom wird unsere
Gesellschaft verändern, er stellt aber
keine Bedrohung dar. Die sehe ich eher
in der Fragilität der Europäischen
Union.
Interview: Marina Kormbaki
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